
Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Ich halte eine Sperrklausel in jedem Falle für fragwürdig, weil 
hier immer die Gefahr besteht, daß politisch relevante Gruppen 
in der Gesellschaft ausgeschlossen werden. Es ist eine These, die 
Herr Schröder hier vertritt, daß damit die Arbeitsfähigkeit des 
Parlaments behindert wird. Ich glaube, das kann man mit Wei­
mar allein nicht belegen, weil Weimar - darauf greift man ja im­
mer so gern zurück - ganz andere Ursachenkomplexe hat, war­
um diese Demokratie nicht funktionierte.

In diesem Hause können wir zumindest bestätigen: Wir sind 
ohne Hürde in einen arbeitsfähigen Zustand gekommen, und wir 
wären es vielleicht noch besser, würden bestimmte Parteien hier 
nicht ständig ihre Parteipolitik austragen. Das ist der entschei­
dende Punkt.

Was ich befürchte, ist vielmehr, daß wir künftig im deutschen 
Parlament nur noch große Parteien vertreten haben, wo die 
DDR-Vertreter ohnehin in ihren großen Schwesterparteien un­
tergehen werden,

(vereinzelt Beifall)

und die großen Politgrößen der Bundesrepublik werden das Sa­
gen haben, und die eigentliche Opposition in diesem Lande, wie 
sie hier gewachsen ist, die Authentizität dieser Opposition soll 
dort gar nicht mehr vertreten sein.

(Beifall, vor allem bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ein Antrag zur Geschäftsordnung! Bitte schön, Herr Abgeord­
neter Kamm.

Dr. Kamm (CDU/DA):

Herr Präsident! Wir haben am Freitag zu diesem Antrag eine 
grundsätzliche Diskussion geführt. Wir haben unsere Meinung 
zu diesem Antrag in allen Fraktionen und damit auch in diesem 
hohen Hause gebildet. Ich beantrage deshalb Abbruch der De­
batte.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Eine kleine Ermessensfrage ist insofern dabei, als jede Frak­
tion Gelegenheit gehabt haben muß, dazu zu sprechen, und die­
ser Text noch nicht Vorgelegen hat. Ich frage jetzt einmal: Beste­
hen die anderen Fraktionen noch darauf, dazu zu reden? Die 
DSU und die Liberalen. Können wir uns darauf verständigen?

(Zuruf: Ich hatte noch eine Frage.)

Der Redner ist längst weg. Die Frage ist erledigt.

(Heiterkeit)

Er hätte stehenbleiben können. Er ist gegangen und hat damit si­
gnalisiert, daß er keine Fragen mehr beantwortet.

Können wir uns darauf verständigen, daß die beiden, weil es 
die Fraktionen noch wünschen, mit Dreiminutenbeiträgen ma­
ximal auftreten? Ist das zu machen? - Dann ist der Geschäftsord­
nung Rechnung getragen und trotzdem die Sache begrenzt - oh­
ne Zwischenfrage 3 Minuten! - Bitte schön, zunächst der Vertre­
ter der Liberalen.

Dr. Kney für die Fraktion Die Liberalen:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Standing ovation 
für Gregor Gysi, als er den Antrag der Liberalen hier vorn von

der Tribüne im Auftrag seiner Fraktion abschmettern wollte, 

(Beifall, vor allem bei der SPD) 

und das von PDS und CDU, das ist schon sehr bemerkenswert. 

(Beifall, vor allem bei der SPD)

Ich fühle mich - ich muß Ihnen das sagen, meine Damen und 
Herren - an der Stelle fast zurückversetzt in beste Zeiten des al­
ten guten Sozialismus.

(Beifall bei der SPD - lautstarke Proteste bei der PDS - Teile der 
CDU-Fraktion verlassen den Saal.)

Vielleicht tritt dann hier folgendes ein: daß bei gesamtdeut­
schen Wahlen PDS und CDU mit einem gemeinsamen Kandida­
ten antreten. Das wäre dann Gregor Gysi.

(Beifall bei der SPD - Protest bei der Opposition)

Ich sage das für die Liberalen noch einmal klar und deutlich: 
Mit uns ist das nicht zu machen. Und, meine Herren von der 
CDU, die noch hier sind: Wer mit dem Teufel essen will, braucht 
einen langen Löffel!

(Proteststürme bei der PDS)

Und es ist für mich sehr merkwürdig, wenn ich höre, daß Gre­
gor Gysi sich ausdrücklich auf den Antrag der DSU vom 17. Juni 
bezieht, der aus den Ausschüssen ja nun wieder herausgeholt 
werden soll. Aber wenn ich das recht bedenke, war die PDS ge­
nau am 17. Juni mit Vehemenz dagegen.

(Lautstarke Proteste bei der PDS)

Warum denn dieser Stimmungsumschwung?

Ein zweiter Punkt: Warum denn nicht in einem einheitlichen 
Wahlgebiet wählen? Ich sehe da überhaupt keinen Widerspruch.

(Zuruf von der PDS: Herr Lambsdorff schafft es auch nicht. - 
Heiterkeit)

Und ich halte den Antrag der Liberalen und der SPD für einen 
Antrag, der in Richtung Kompromiß geht. Wir haben vorgeschla­
gen, daß dazu ein Wahlvertrag ausgehandelt werden soll, damit 
das zustande kommen kann.

Wenn Sie bitte noch einmal die Anträge genau durchschau­
en und hinschauen, da heißt es bei den Liberalen in Punkt 1 
Absatz 3: am Tage vor der Wahl zum ersten gemeinsamen 
deutschen Parlament - da ist auch nicht von einem Datum die 
Rede!

(Heiterkeit)

Dritter Punkt. Ich habe den Eindruck gehabt, nachdem Herr 
Gysi hier geredet hat, daß es ihm um Verhandlungen zwischen 
zwei gegnerischen Parlamenten geht. Das ist doch wohl nicht 
wahr. Hier verhandeln doch zwei Parlamente, die aufeinander 
zugehen und die sich miteinander vereinen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Und deshalb - ich habe gesagt, und ich hatte die Vorgabe 3 Mi­
nuten, es bleibt aus der Sicht unserer Fraktion dabei: Wir glau­
ben an unsere Intentionen, gemeinsame Wahlen, ein gemeinsa­
mes Wahlgebiet, ein gemeinsames Wahlrecht, und zwar Wahlen 
für ein deutsches Volk.

(Beifall bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich möchte darauf hinweisen, daß ich gesagt habe, ohne Zwi­
schenfragen 3 Minuten. Das hat keinen Widerspruch gefunden.
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